
www.mlpd.de Montagsdemo
aaaakkkk tttt uuuueeee llll llll 44442222Regierung plant

Generalangriff auf Bevölkerung
Einfach unverschämt und frech!

7. Juni 2010

Seit Sonntag tagt die krisengeschüttel-
te Koalition. Es ging darum, wie sie die
Kosten der Weltwirtschaftskrise und vor
allem die Milliarden an die Banken und
Konzerne aus der Bevölkerung heraus-
pressen will. Insgesamt 51 Milliarden bis
2016. Ganz offiziell wurde das als „Tak-
tikwechsel in der Haushaltspolitik“ von
Angela Merkel und Guido Westerwelle
vorgestellt. Bisher sind von ihren Plänen
folgende Maßnahmen durchgesickert:
• Streichung der Rentenbeiträge des
Bundes für Hartz-IV-Empfänger
• Streichung der Ausgleichszahlungen
für Erwerbslose beim Übergang vom Ar-
beitslosengeld I zum Arbeitslosengeld II.
• Für Hartz-IV-Empfänger soll das El-
terngeld gestrichen werden.
• Die Bemessungsgrundlage zur Be-
rechnung des Elterngeldes soll von 2.700
auf 1.800 Euro zurückgenommen wer-
den. Das trifft den Großteil der Familien
mit durchschnittlichem Einkommen.
• Wegfallen soll der Heizkostenzuschuss
für Wohngeldempfänger, weil sich an-
geblich die Energiekosten normalisiert
hätten.
• Die Wohnungsbauprämie von 45 Euro
bei Alleinstehenden und 90 Euro pro Jahr
bei Ehegatten soll auslaufen.
• Die Bezüge der Bundesbeamten sollen
um 2,5 Prozent gekürzt werden.
• 15.000 Arbeitsplätze im öffentlichen
Dienst sollen vernichtet werden.

Einfach unverschämt
und frech!
Geradezu unverschämt belehrt uns die
Kanzlerin: Ein Haushalt kann nun mal
nicht mehr ausgeben, als er einnimmt.
Das hätte sie uns vor einem Jahr mal sa-
gen sollen: Die Hilfen für die Banken und
die Stabilisierung des Euro in der Welt-
wirtschafts- und Finanzkrise haben hun-
derte Milliarden verschlungen. Die offi-
zielle Neuverschuldung beträgt allein
dieses Jahr 80 Milliarden. Ein unhaltba-
rer Zustand, der kommende Generatio-
nen in Zinsknechtschaft bringt. Angela
Merkel und Guido Westerwelle wollen
nun den Eindruck erwecken, als ob sie
jetzt im Interesse künftiger Generatio-
nen umsteuern würden. Es ist frech,
wenn sie behaupten, dass alle Schichten
der Bevölkerung gleichermaßen zur Kas-
se gebeten werden. Die Atomindustrie
muss eine „Brennelementesteuer“ be-
zahlen. Und für diesen symbolischen Be-
trag darf sie unbegrenzt die Laufzeiten
der Atomkraftwerke verlängern und mit
dieser lebensgefährlichen Technik die
Bevölkerung bedrohen und gigantische
Profite scheffeln.

Kampf der verschärften
Umverteilung von unten 
nach oben!
Die verschärften Umverteilungspläne
werden kein „Befreiungsschlag“ sein. Sie

werden den aktiven Wi-
derstand erst recht her-
ausfordern. Nicht nur die

Schüler und Studenten, die übermorgen
Bildungsproteste organisieren, nicht nur
die Opelaner, die heute in Frankfurt für
ihre Arbeitsplätze demonstrieren, nicht
nur die Montagsdemos, die heute der
Regierung den Kampf ansagen, die gan-
ze Masse der Arbeitslosen und der
Beschäftigten, die Gewerkschaften und
Sozialverbände werden herausgefordert
sein, den Widerstand zu organisieren.
Am Freitag haben bei einer Umfrage des
ZDF-Politbarometers 63 Prozent der
Bevölkerung die Kürzung von Hartz IV
abgelehnt. Besonders deutlich wandten
sich die Befragten gegen Kürzungen 
in den Bereichen Rente (91 Prozent),
Gesundheit (86 Prozent) und Familien-
förderung (84 Prozent).

DGB-Chef Michael Sommer erklärte zu
Recht: „Man merkt die Absicht: Man will
bei den ganz Armen rein, um die Großen
zu schonen. Das ist eine Geschichte, die
nicht geht und die wir auch nicht mit-
machen werden.“ Die Gewerkschaft
Ver.di hat bereits Proteste angekündigt.
Sozialverbände haben die Pläne verur-
teilt. Die Montagsdemonstrationsbewe-
gung kann sich hier als eine gemeinsa-
me Plattform für den überparteilichen,
selbst organisierten Zusammenschluss
auf der Grundlage des Kampfes erwei-
sen. Die MLPD wird alles tun, den ge-
meinsamen Kampf zu fördern und zu or-
ganisieren. 

Die SPD-Opposition moniert nun die
„soziale Schieflage“. Sie denkt wohl,
wir hätten ein kurzes Gedächtnis und

Die aktuelle Ausgabe der „Roten Fahne“ – Wochenzeitung der MLPD, deckt
Hintergründe des verschärften Krisenprogramms der Regierung auf. Und sie
macht Mut zum Zusammenschluss und Kampf für die grundlegenden Interes-
sen der Bevölkerung und für den echten Sozialismus. 
Am besten im Abo! Ein Förderabo ist ein besonderer Beitrag zur Solidarität. Das
ermöglicht Harz-IV-Betroffenen, Jugendlichen und Geringverdienern als Aus-
gleich ein Sozialabo abzuschließen. Bestellabschnitt auf der Rückseite.
Und für die tagesaktuelle Information: www.rf-news.de

Diese Woche bundesweite Bildungsproteste



vergessen, dass es die Schröder/Fischer-
Regierung war, die 2004 die Richtung mit
der Agenda 2010 eingeschlagen hat, die
jetzt die schwarz-gelbe Koalition ver-
schärft fortsetzt. Die SPD-Spitze kündigt
an, man werde gegen die Pläne „Sturm
zu laufen“. Nach allen Erfahrungen ist
ein Stürmchen im Wasserglas zu erwar-
ten. Das verrät schon ihre größte Sorge,
nämlich dass „der soziale Frieden ge-
fährdet“ wird. Und den will die SPD ret-
ten. Aber der soziale Frieden mit dem Ka-
pitalismus ist unvereinbar mit dem ak-
tiven Volkswiderstand. 

Die Pläne der Haushaltsklausur sind erst
der Anfang des Taktikwechsels von der
Politik der Dämpfung der Widersprüche
zur offenen Abwälzung der Krisenlasten.
Aber sie lassen bereits die Illusionen plat-
zen, dass die Folgen der Krise an den

Massen vorübergehen. Wir können das
Totschlag-Argument nicht mehr hören:
Wie üblich werden auch die neuen Plä-
ne als „alternativlos“ vorgestellt. Die Be-
völkerung hat eine Alternative: Die
Krisenlasten sollen die Banken und Kon-
zerne bezahlen. In diese Richtung gehen
auch die Demonstrationen am 12. Juni
in Berlin und Stuttgart unter der Losung
„Wir zahlen nicht eure Krise“. Die MLPD
hat seit Jahren nachgewiesen, dass be-
reits eine Sozialsteuer von 6 Prozent auf
den Umsatz der Unternehmen alle So-
zialbeiträge finanzieren könnte. Wenn es
der Regierung ehrlich darum ginge, wirk-
lich zu „sparen“, dann könnte sie ja so-
fort das „Wachstumsbeschleunigungs-
gesetz“ vom letzten Herbst (Möven-
pick-Steuererleichterung) kippen und 5,6
Milliarden kommen mehr rein! Dann

Stefan Engel, Götterdämmerung über der „neuen Weltordnung“,
592 Seiten,Taschenbuch, ISBN 978-3-88021-357-9: 14,80 Euro

Stefan Engel, Bürgerliche politische Ökonomie vor dem
Scherbenhaufen – Einige Ergänzungen zur marxistisch-leninistischen
Krisentheorie, 52 Seiten, ISBN 978-3-88021-373-9: 2,00 Euro

Das Buch mit der Hintergrundanalyse zur größten Weltwirtschafts-
und Finanzkrise des Kapitalismus. Sie hat sich seither Seite für Seite bestätigt.

Die Broschüre als aktuelle 
Ergänzung zu den neuen Fragen, die die Krise aufwirft …

… um die heutige komplizierte Situation 
zu verstehen und zu verarbeiten!

Verlag Neuer Weg, Alte Bottroper Str. 42,
45356 Essen, verlag@neuerweg.de

webshop: www.people-to-people.de

V.i.S.d.P.: Dieter Grünwald, Königsberger Str. 30, 45881 Gelsenkirchen

MLPD – Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands, Schmalhorststr. 1c, 45899 Gelsenkirchen, 0209 951940, info@mlpd.de

Ich möchte
�� Einzelexemplar 1,50 Euro
�� Probeabo 
vier Wochen kostenlos

Abo mit folgender Zahlungsweise:
�� 5,00 Euro monatlich 

(nur per Bankeinzug möglich)
�� 15,00 Euro vierteljährlich 

�� 27,50 Euro halbjährlich 

�� 50,00 Euro jährlich

�� 50 + ........ Euro Förderabo (z. B. + 25 oder +
50 Euro, frei festzulegen, u. a. zur Finanzierung der Sozialabos)

Sozialtarif für Arbeitslose und Hartz-IV-Betroffene
�� 28,50 Euro Jahresabo Sozialtarif
�� 15,00 Euro Halbjahresabo Sozialtarif
�� 8,50 Euro Vierteljahresabo Sozialtarif

�� Einzelversand im Umschlag
+ 0,20 Euro pro Ausgabe, 10,00 Euro im Jahr

Bitte mit Absender einsenden an: Verlag Neuer Weg,
Alte Bottroper Str. 42, 45356 Essen, Tel.: 02 01/2 59 15, E-
Mail: vertrieb@neuerweg.de, Webshop: www.neuerweg.de
Eine Abbestellung soll vier Wochen vor Ende des
Zahlungszeitraums erfolgen.

MLPD – die Arbeiterpartei
Die MLPD ist die revolutionäre Arbeiterpartei in Deutschland und in
über 400 Betrieben in Deutschland vertreten. Sie verfügt über 35
Jahre Erfahrung in der Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit. 70 Pro-
zent ihrer Mitlieder sind Arbeiter und Angestellte. Über 80 Prozent
sind in einer DGB-Gewerkschaft organisiert. In vielen Betrieben, in
denen die MLPD tätig ist, üben Mitglieder gewählte Funktionen als
betriebliche Vertrauensleute und Betriebs-, bzw. Personalräte aus.

Unsere Betriebsgruppen treten in den Großbetrieben für den kon-
zernweiten Zusammenschluss im Kampf um jeden Arbeitsplatz und
für die 30-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich ein. Die MLPD
hat die Forderung nach dem vollständigen und allseitigen gesetz-
lichen Streikrecht aufgestellt, die heute zunehmend in den Gewerk-
schaften Unterstützung findet.

Die MLPD ist gewappnet mit der Wissenschaft für den Befreiungs-
kampf der Arbeiterklasse. Sie tritt konsequent für Arbeiterinteressen
ein.

Mach mit: Entscheide dich für eine sozialistische Zukunft! 
Werde Mitglied in der MLPD!

Kontakt über unten stehende Adresse oder über www.mlpd.de

könnte sie die Vermögenssteuer wieder
einführen, die 1996 bereits neun Milliar-
den DM einbrachte!

Der Kapitalismus ist nicht
alternativlos! 
Das Krisenprogramm der schwarz-gel-
ben Regierung enthüllt ihren wahren
Charakter als Dienstleister der inter-
nationalen Monopole. Unter deren Aus-
beuterherrschaft kann es keine gerech-
te Verteilung des von den arbeiten-
den Menschen geschaffenen Reichtums
geben. 

Wir leben im Kapitalismus nicht über un-
sere Verhältnisse. Auf der einen Seite
eignet sich eine kleine Minderheit von
Ausbeutern den Reichtum an. Auf der
anderen Seite wachsen bei den Massen
Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung,
verschärfte Ausbeutung, Elend und Hun-
ger. Die Weltwirtschafts- und Finanz-
krise ist kein Naturereignis, sondern
zeigt, dass der Kapitalismus das Problem
der Menschheit ist. Wenn der Kapita-
lismus vor allem an Überproduktion von
Kapital erstickt, wenn die Arbeitspro-
duktivität der Industriearbeiter weltweit
sprunghaft wächst, dann schreit alles
nach einer solidarisch und ökologisch
organisierten Weltwirtschaft, nach den
vereinigten sozialistischen Staaten der
Welt. Für diese revolutionäre Alternati-
ve steht die MLPD!


